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— Nr. 4. 


(Nr. 5009.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 13. Dezember 1858., betreffend die Verleihung der 
fiskaliſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung der Gemeinde— 
Chauſſeen von Lippſtadt nach Ruͤthen, von Lippſtadt nach Benninghauſen, 
von Lippſtadt bis zur Kreisgrenze in der Richtung auf Salzkotten, von 
Anroͤchte bis zur Coͤln-Berliner Staats-Chauſſee und von Salzkotten im 
Kreiſe Buͤren bis zur Kreisgrenze in der Richtung auf Esbeck. 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau der 
Chauſſeen: 1) von Lippſtadt uͤber Eikeloh, Oſtereiden und Kellinghauſen nach 
Ruͤthen, von Lippſtadt uͤber Overhagen nach Benninghauſen, von Lippſtadt 
uͤber Esbeck bis zur Kreisgrenze in der Richtung auf Salzkotten, ſowie von 
Anroͤchte über Klieve bis zur Cöln⸗Berliner Staats⸗Chauſſee bei Schmerleke, 
ſaͤmmtlich im Kreiſe Lippſtadt, und 2) von Salzkotten im Kreiſe Büren bis 
zur Kreisgrenze in der Richtung auf Esbeck, genehmigt habe, beſtiimme Ich 
hierdurch, daß das Expropriationsrecht fuͤr die zu dieſen Chauſſeen erforder⸗ 
lichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und 
Unterhaltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen 
beſtehenden Vorſchriften, auf dieſe Straßen zur Anwendung kommen ſollen. 
Zugleich will Ich den Kreiſen Lippſtadt und Buͤren gegen Uebernahme der 
kuͤnftigen chauſſeemaͤßigen Unterhaltung der Straßen das Recht zur Erhebung 
des Chauſſeegeldes auf den Chauſſeen von Anroͤchte bis zur Coͤln- Berliner 
Staats⸗Chauſſee bei Schmerleke, und von Salzkotten bis zur Kreisgrenze bei 
Esbeck, nach den Beſtimmungen des fuͤr die Staats⸗Chauſſeen jedesmal gelten⸗ 
den Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen 
uͤber die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen 
Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats-Chauffeen von Ihnen 
angewendet werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife 
vom 29. Februar 1840. angehaͤngten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗ 
Vergehen auf die gedachten beiden Straßen zur Anwendung kommen. 


Jahrgang 1859. (Nr. 5009-5010.) N 7 a Der 
Ausgegeben zu Berlin den 10. Februar 1859. 


a, 


Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Gefek- Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 
Berlin, den 13. Dezember 1858. 


Im Namen Sr. Majeſtät des Koͤnigs: 
Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
v. d. Heydt. v. Patow. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und Öffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


(Nr. 5010.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis-Obliga— 
tionen des Kreiſes Lippſtadt im Betrage von 160,000 Thalern. Vom 
13. Dezember 1858. 


Im Namen Sr. Majeſtät des Königs. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, 
ö Regent. N 


Nachdem von den Kreisſtaͤnden des Kreiſes Lippſtadt auf dem Kreis⸗ 
tage vom 22. April d. J. beſchloſſen worden, die zur Ausfuͤhrung der vom 
Kreiſe unternommenen Chauſſeebauten erforderlichen Geldmittel im Wege einer 
Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir auf den Antrag der gedachten Kreisſtaͤnde: 
zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons verſehene, Sei⸗ 
tens der Glaͤubiger unkuͤndbare Obligationen zu dem angenommenen Betrage 
von 160,000 Thalern ausſtellen zu duͤrfen, da ſich hiergegen weder im In⸗ 
tereſſe der Glaͤubiger noch der Schuldner etwas u erinnern gefunden hat, 
tereſſe der Glaͤubiger noch der Schuldner etwas zu erinnern "gefunden hat" 
in Gemaͤßheit des H. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. zur Ausſtellung von’ 
Obligationen zum Betrage von 160,000 Thalern, in Buchſtaben: Einhun⸗ 
dert ſechszig taufend Thalern, welche in folgenden Apoints: 
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nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Hilfe einer Kreisſteuer mit 
2 vier und einem halben Prozent jährlich zu verzinſen und nach der durch das 
008 zu beſtimmenden Folgeordnung jaͤhrlich vom Jahre 1866. ab mit wenig⸗ 
ſtens jährlich Einem Prozent des Kapitals zu tilgen find, durch gegenwaͤrtiges 
Privilegium die landes herrliche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung erthei⸗ 
len, daß ein jeder Inhaber dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, 
ohne die Uebertragung des Eigenthums nachweiſen zu duͤrfen, geltend zu 
machen befugt iſt. 


Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorhehaltlich der Rechte Drit⸗ 
ter ertheilen und wodurch fuͤr die Befriedigung der Inhaber der Obligationen 
eine Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staates nicht übernommen wird, ift durch die 
Geſetz⸗Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 13. Dezember 1858. 
(L. S.) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 


Flottwell. v. d. Heydt. v. Patow.“ 


Provinz Weſtphalen, Xegierungsbezirk Arnsberg. 


Obligation 
des Kreiſes Lipp ſta dt 
Lit BES, 
Bit Rthlr. Preußiſch Kurant. 


Auf Grund des unterm e beſtaͤtigten Kreistags⸗ 
beſchluſſes vom 22. April 1858. wegen Aufnahme einer Schuld von 160,000 
Thalern bekennt ſich die Wegebau-Kommiſſion des Kreiſes Lippſtadt Namens 
des Kreiſes durch dieſe, fuͤr jeden Inhaber guͤltige, Seitens des Glaͤubigers 
unkuͤndbare Verſchreibung zu einer Schuld von... Thalern Preußiſch 
Kurant, welche für den Kreis kontrahirt worden und mit vier und einem hal— 
ben Prozent jaͤhrlich zu verzinſen iſt. 
Die Ruͤckzahlung der ganzen Schuld von 160,000 Thalern geſchieht vom 
Jahre 1866. ab allmaͤlig innerhalb eines Zeitraums von acht und dreißig 
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Jahren aus einem zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungs fonds von wenigſtens 
Einem Prozent jaͤhrlich, unter Zuwachs der Zinſen von den getilgten Schuld⸗ 
verſchreibungen, nach Maaßgabe des genehmigten Tilgeangsplanes. 

Die Folgeordnung der Einlöfung der Schuldverirreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1866. ab in dem Mo⸗ 
nate April jedes Jahres. Der Kreis behaͤlt ſich jedoch das Recht vor, den 
Tilgungsfonds durch größere Auslooſungen zu verſtärken, ſowie ſaͤmmtliche noch 
umlaufende Schuldverſchreibungen zu kuͤndigen. Die ausgelooſten, ſowie die 
gekuͤndigten Schuldverſchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, 
Nummern und Beträge, ſowie des Termins, an welchem die Ruͤckzahlung er⸗ 
folgen ſoll, öffentlich bekannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung erfolgt ſechs 
und drei Monate vor dem Zahlungstermine in dem Preußiſchen Staats-Anzei⸗ 
ger, dem Amtsblatte der Königlichen Regierungen zu Arnsberg, Minden und 
Muͤnſter, der Coͤlniſchen Zeitung und dem amtlichen Organ der Kreisbehoͤrde 
zu Lippſtadt. 

Bis zu dem Tage, an welchem ſolchergeſtalt das Kapital zu entrich⸗ 
ten iſt, wird es in halbjaͤhrlichen Terminen, am 1. April und am 1. Oktober, 
von heute an gerechnet, mit vier und einem halben Prozent jaͤhrlich in gleicher 
Muͤnzſorte mit jenem verzinſet. x 


Die Auszahlung der Zinfen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Ruͤck⸗ 
gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 
bei der Kreis-Wegebaukaſſe in Lippſtadt, und zwar auch in der nach dem 
Eintritt des Faͤlligkeitstermins folgenden Zeit. 


Mit der zur Empfangnahme des Kapitals praͤſentirten Schuldverſchreibung 
ſind auch die dazu gehoͤrigen Zinskupons der ſpaͤteren Faͤlligkeitstermine zu⸗ 
ruͤckzuliefern. Fuͤr die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale 
abgezogen. N i 

Die gekuͤndigten Kapitalbetraͤge, welche innerhalb dreißig Jahren nach 
dem Rückzug de nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren 
nicht erhobenen Zinſen, verjaͤhren zu Gunſten des Kreiſes. 


Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichts-Ordnung Th. I. 
Tit. 51. F. 120. sed. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Lippſtadt. 


Zinskupons koͤnnen weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjaͤhrigen 
Verjaͤhrungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaub- 
hafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verfaͤhrungsfriſt der Betrag der ange: 
meldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung aus⸗ 
gezahlt werden. 

i Mit dieſer Schuldverſchreibung find ..... halbjaͤhrige Zinskupons bis 

zum Schluſſe des Jahres ausgegeben. Für die weitere Zeit werden Zins: 
kupons auf fünfjährige Perioden ausgegeben. X 
ie 


er 


Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kreis⸗Wege⸗ 
baukaſſe zu Lippſtadt gegen Ablieferung des der dlteren Zinskupons-Serie 
eigedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushaͤndigung 
der neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern 
deren Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 


Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit ſeinem Vermoͤgen. 


theil Deſſen zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unterſchrift 
ertheilt. 
Appftodt, den enn 18. 


Die Wegebau-Kommiſſion des Kreiſes Lippſtadt. 


Provinz Weſtphalen, Xegierungsbezirk Arnsberg. 
Erſter bis zehnter) Zins⸗Kupon (erste) Serie 


zu der 
Obligation des Kreiſes Lippſtadt 
EIS F nber Thaler zu vier ein halb Prozent Zinſen 
ber Thaler ..... Silbergroſchen. 

Der Inhaber dieſes Zinskupons empfängt gegen deſſen Ruͤckgabe in 
e,, anne R reſp. vom 
r . FFC und ſpaͤterhin die Zinſen 
der vorbenannten Kreis-Obligation fuͤr das Halbiahr dom + een 
A wor. „ wit (in Buchſtobey g. . Thalern Silbergroſchen 

. mit (in Buchſtaben )) Thalern 


Die Wegebau⸗Kommiſſion des Kreiſes Lippſtadt. 


„Dieſer Zinskupon iſt unguͤltig, wenn Anmerkung. Die Namensunterſchriften 
deſſen Geldbetrag nicht bis zum der Mitglieder der Kommiſſion koͤnnen mit Let— 
erhoben wird. tern oder Fakſimileſtempeln gedruckt werden, 


doch muß jeder Zinskupon mit der eigenhaͤn⸗ 
digen Unterſchrift eines Kontrolbeamten ver— 
ſehen ſein. 


— 
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provinz Weſtphalen, Kegierungsbezirk Arnsberg. 
T 


Der Inhaber dieſes Talons empfaͤngt gegen deſſen Ruͤckgabe zu der 
Obligation des Kreiſes Lippſtadt Lit.. * über Thaler 
à vier ein halb Prozent Zinſen die te Serie Zinskupons für die fünf Jahre 
18.. bis 18 .. bei der Kreis-Wegebaukaſſe zu Lippftadt. 


Lippſtadt, den fen 18. 
Die Wegebau-Kommiſſion des Kreiſes Lippſtadt. 


Anmerkung. Die Namensunterſchriften der Mitglieder der Kommiſſion koͤnnen mit 
Lettern oder Fakſimileſtempeln gedruckt werden, doch muß jeder Talon mit der eigenhaͤndi— 
gen Unterſchrift eines Kontrolbeamten verſehen ſein. N 

Der Talon iſt zum Unterſchiede auf der ganzen Blattbreite unter den beiden letzten 
Zinskupons mit davon abweichenden Lettern in untenſtehender Art abzudrucken. 


Fter Zins -Kupon. 10ter Zins - Aupon. 


(Nr. 5011.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 3. Januar 1859., betreffend die Verleihung der fig: 
kaliſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung der Chauſſeen im 
Kreiſe Gardelegen des Regierungsbezirks Magdeburg 1) von der Neuhal- 
denslebener Kreisgrenze, gegen Hoͤrſingen uͤber Eſchenrode, Weferlingen, 
Doͤhren bis zur Herzoglich Braunſchweigſchen Landesgrenze; 2) von der 
Neuhaldenslebener Kreisgrenze gegen Schwanefeld uͤber Walbeck bis zum 
Anſchluß an die zu 1. gedachte Chauſſee, durch die Gemeinden Eſchenrode, 
Weferlingen, Doͤhren und Walbeck. 


Massen Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau der 
Chauſſeen im Kreiſe Gardelegen, des Regierungsbezirks Magdeburg: 1) von 
der Neuhaldenslebener Kreisgrenze, gegen Hoͤrſingen uͤber Eſchenrode, Wefer⸗ 
lingen, Doͤhren bis zur Herzoglich Braunſchweigſchen Landesgrenze, 2) von 
der Neuhaldenslebener Kreisgrenze gegen Schwanefeld uͤber Walbeck bis zum 
Anſchluß an die zu 1. gedachte Chauſſee durch die Gemeinden Eſchenrode, We— 
ferlingen, Doͤhren und Walbeck genehmigt habe, beſtimme Ich hierdurch, daß 
das Expropriationsrecht fuͤr die zu den Chauſſeen erforderlichen Grundſtuͤcke, 
imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau- und Unterhaltungs⸗ 
Materialien, nach Maaßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Er 

rif⸗ 
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ſchriften, auf dieſe Straßen zur Anwendung kommen ſollen. Zugleich will Ich 
en gedachten Gemeinden gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſeemaͤßigen Un⸗ 
terhaltung der Straßen das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den 
Beſtimmuͤngen des fuͤr die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld— 
arifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die 
Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vor⸗ 
ſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats-Chauſſeen von Ihnen an⸗ 
gewendet werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗Ta⸗ 
rife vom 29. Februar 1840. angehaͤngten Beſtimmungen wegen der Chauſſee— 
polizei-Vergehen auf die gedachten Straßen zur Anwendung kommen. 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur Öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Berlin, den 3. Januar 1859. 


Im Namen Sr. Maſeſtät des Koͤnigs: 
Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
v. d. Heydt. v. Patow. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


(Nr. 5012.) Bekanntmachung der Allerhoͤchſten Beſtaͤtigung des Statuts einer unter der 
Benennung: „Aktiengeſellſchaft Thubalkain für Bergbau und Huͤtten— 
betrieb zu Adenau“ gebildeten, in Adenau domizilirten Aktiengeſellſchaft. 
Vom 27. Januar 1859. 


Die Regenten, Prinzen von Preußen, Koͤnigliche Hoheit, haben im Namen 
Sr. Majeſtaͤt des Königs mittelſt Allerhoͤchſten Erlaffes vom 17. Januar d. J. 
die Bildung einer Aktiengeſellſchaft unter der Benennung: „Aktiengeſellſchaft 
Thubalkain fuͤr Bergbau und Huͤttenbetrieb zu Adenau“ mit dem Domizil in 
Adenau, im Regierungsbezirk Coblenz, zu genehmigen und das Geſellſchafts— 
ſtatut zu beſtaͤtigen geruht, was hierdurch nach Vorſchrift des $. 3. des Ges 
ſetzes uͤber die Aktiengeſellſchaften vom 9. November 1843. mit der Bemer— 
kung zur Öffentlichen Kenntniß gebracht wird, daß der Allerhoͤchſte Erlaß nebſt 
dem Statut durch das Amtsblatt der Koͤniglichen Regierung zu Coblenz be— 
kannt gemacht werden wird. 
Berlin, den 27. Januar 1859. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
a v. d. Heydt. a 


(Nr 5011-5013) | (Nr. 5013.) 
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(Nr. 5013.) Bekanntmachung der unterm 17. Januar 1859. erfolgten Allerhoͤchſten Geneh⸗ 
migung von Abaͤnderungen bezuͤglich des Statuts des Herforder Vereins 
fuͤr Leinen aus reinem Handgeſpinnſt. Vom 28. Januar 1859. 


Das Regenten, Prinzen von Preußen, Königliche Hoheit, haben die in der 
Generalverſammlung des Herforder Vereins für Leinen aus reinem Handge⸗ 
ſpinnſt vom 27. April v. J. beſchloſſenen und in der notariellen Urkunde vom 
13. November v. J. zuſammengeſtellten Abaͤnderungen ihres unter dem 
21. Juli 1852. beftätigten Statuts mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 
17. d. M. zu genehmigen geruht, was nach Vorſchrift der $$. 3. und 4. des 
Geſetzes uͤber die Aktiengeſellſchaften vom 9. November 1843. mit dem Be⸗ 
merken bekannt gemacht wird, daß die ebengedachten Abaͤnderungen mit der 
Beſtaͤtigungs⸗Urkunde durch das Amtsblatt der Koͤniglichen Regierung zu Min- 
den zur öffentlichen Kenntniß gelangen werden. 
Berlin, den 28. Januar 1859. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
v. d. Heydt. 


Berichtigung. 


n dem Regulativ uͤber die landſchaftliche Beleihung der dem Schleſiſchen 
land ſchaftlichen Kreditverbande inkorporirten Guͤter auf das vierte Sechstheil 
der Taxwerthe und uͤber die Emiſſion von Pfandbriefen Littera C. muͤſſen im 
F. 6. b. Zeile 9. (Geſetz⸗ Sammlung für 1858. S. 586.) die Worte: 

„Talons und“ 
wegfallen. 


Nedigirt im Büreau des Staats-Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗-Hofbuchdruckerei 
(R. Decker). 


